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I

(Mitteilungen)

KOMMISSION

ECU O

25 . Juni 1992

(92/C 160/01 )

Betrag in nationaler Währung für eine Einheit :

Belgischer und
Luxemburgischer Franken 42,2055
Dänische Krone 7,88124

Deutsche Mark 2,05044
Griechische Drachme 249,142

Spanische Peseta 129,155
Französischer Franken 6,90497
Irisches Pfund 0,768670
Italienische Lira 1551,28
Holländischer Gulden 2,31038

Portugiesischer Escudo 170,283
Pfund Sterling 0,703156

US-Dollar 1,32826

Kanadischer Dollar 1,58501

Japanischer Yen 167,826
Schweizer Franken 1,85226

Norwegische Krone 8,02137
Schwedische Krone 7,40572
Finnmark 5,58268

Österreichischer Schilling 14,4329
Isländische Krone 74,6350
Australischer Dollar 1,76748

Neuseeländischer Dollar 2,43494

Die Kommission verfügt jetzt über einen Fernschreiber mit Abrufmöglichkeit, der die Umrechnungskurse
in den wichtigsten Währungen automatisch mitteilt. Die Kurse sind börsentäglich ab 15.30 Uhr bis 13 Uhr
am folgenden Tag abrufbar.
Dabei ist in folgender Weise zu verfahren :
— Fernschreib-Nr. 23789 in Brüssel wählen ;
— eigene Fernschreib-Nummer angeben ;
— den Code „cccc" eingeben , der den Abruf der Umrechnungskurse des Ecu auslöst ;
— den Ablauf der Übertragung nicht unterbrechen ; das Ende der Mitteilung wird automatisch durch den

Code „ffff" angezeigt.
Vermerk : Die Kommission unterhält ferner einen Fernschreiber mit Antwortgerät (unter der Nummer

21791 ), bei dem die Tagesdaten für die Berechnung der Währungsausgleichsbeträge im Rahmen
der Durchführung der gemeinsamen Agrarpolitik abgerufen werden können .

(') Verordnung (EWG) Nr. 3180/78 des Rates vom 18 . Dezember 1978 (ABl . Nr. L 379 vom 30 . 12 . 1978 ,
S. 1 ), zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1971 / 89 (ABl . Nr. L 189 vom 4 . 7 . 1989,
S. 1 ).
Beschluß 80/ 1184/EWG des Rates vom 18 . Dezember 1980 (Abkommen von Lome) (ABl . Nr. L 349
vom 23 . 12 . 1980 , S. 34).
Entscheidung Nr. 3334/ 80/EGKS der Kommission vom 19 . Dezember 1980 (ABl . Nr. L 349 vom
23 . 12 . 1980 , S. 27).
Haushaltsordnung vom 16 . Dezember 1980 betreffend den allgemeinen Haushalt der Europäischen
Gemeinschaften (ABl . Nr. L 345 vom 20. 12 . 1980 , S. 23).
Verordnung (EWG) Nr. 3308 /80 des Rates vom 16 . Dezember 1980 (ABl . Nr. L 345 vom 20 . 12 . 1980 ,
S. D­
Entscheidung des Rates der Gouverneure der Europäischen Investitionsbank vom 13 . Mai 1981
(ABl . Nr . L 311 vom 30 . 10 . 1981 , S. 1 ).
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STAATLICHE BEIHILFEN

C 8/92 (51 /92)

Italien

(92/C 160/02)

(Artikel 92 bis 94 des Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft)

Mitteilung der Kommission gemäß Artikel 93 Absatz 2 des Vertrages an die anderen Mitglied­
staaten und Beteiligten hinsichtlich der Beihilfe, die Italien für die private Lagerhaltung von

Karotten zu gewähren beabsichtigt

Mit dem nachstehenden Schreiben hat die Kommission
die italienische Regierung über die Verfahrenseröffnung
in Kenntnis gesetzt .

spruch auf Erlaß zusätzlicher Maßnahmen verbietet .
Dies bedeutet, die betreffende Maßnahme ist mit dem
gemeinsamen Markt unvereinbar. Für sie können aus
diesem Grund die Ausnahmegenehmigungen nach Arti­
kel 92 Absatz 3 des Vertrages nicht in Anspruch genom­
men werden . Unter diesen Umständen hat die Kommis­
sion beschlossen , hinsichtlich dieser Maßnahme das Ver­
fahren nach Artikel 93 Absatz 2 des Vertrages zu eröff­
nen .

„Die Ständige Vertretung Italiens bei den Europäischen
Gemeinschaften hat der Kommission mit dem am 28 . Ja­
nuar 1992 registrierten Schreiben vom 20 . Dezember
1991 die im Betreff genannte Maßnahme gemäß Artikel
93 Absatz 3 des Vertrages mitgeteilt .

Unter Berücksichtigung der vorstehenden Bemerkungen
fordert die Kommission die italienische Regierung im
Rahmen dieses Verfahrens auf, sich innerhalb eines
Monats , vom Datum dieses Schreibens an gerechnet, zu
äußern .

Es handelt sich um eine auf 2,46 Milliarden Lit festge­
setzte Beihilfe für die private Lagerhaltung von insgesamt
höchstens 45 000 Tonnen Karotten .

Die Kommission teilt der italienischen Regierung ferner
mit, daß sie die anderen Mitgliedstaaten und Beteiligten
durch Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften auffordern wird , ihre Bemerkungen mit­
zuteilen .

Diese Beihilfe ist als Betriebsbeihilfe zu bewerten, die der
gängigen Praxis der Kommission bei der Anwendung der
Artikel 92 bis 94 des Vertrages widerspricht. Eine derar­
tige Maßnahme hat unmittelbar eine künstliche Verrin­
gerung der Selbstkostenpreise zur Folge und verbessert
die Erzeugungsbedingungen sowie Absatzmöglichkeiten
der betreffenden Erzeuger gegenüber den vergleichbare
Beihilfen nicht beziehenden Erzeugern der anderen Mit­
gliedstaaten . Die Kommission erinnert die italienische Regierung auch

daran, daß die betreffende Maßnahme nach Artikel 93
Absatz 3 des Vertrages nicht angewandt werden darf,
solange das Verfahren nach Artikel 93 Absatz 2 des Ver­
trages nicht abgeschlossen ist .Sie ist deshalb geeignet, den Wettbewerb zu verzerren

und den Handel zwischen den Mitgliedstaaten zu beein­
trächtigen . Sie erfüllt somit die mit Artikel 92 Absatz 1
des Vertrages gesetzten Kriterien , ohne daß für sie die
Ausnahmeregelungen gemäß Artikel 92 Absätze 2 und 3
des Vertrages in Anspruch genommen werden können .

Diese Maßnahme stellt überdies einen Verstoß gegen die
Verordnung (EWG) Nr. 1035 /72 über die Errichtung ei­
ner gemeinsamen Marktorganisation für Obst und Ge­
müse dar.

Die Kommission macht die italienische Regierung über­
dies auf das allen Mitgliedstaaten am 3 . November 1983
zugeschickte Schreiben aufmerksam , in dem sie die Ver­
pflichtungen aufzeigt, die sich aus Artikel 93 Absatz 3
des Vertrages ergeben, sowie aus der im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften Nr. C 318 vom 24 . Novem­
ber 1983 , S. 3 , veröffentlichten Mitteilung, gemäß der
jede unrechtmäßig , d . h . vor Bekanntmachung der end­
gültigen Entscheidung im Rahmen des Verfahrens nach
Artikel 93 Absatz 2 des Vertrages gewährte Beihilfe Ge­
genstand eines Antrags auf Rückerstattung und /oder ei­
ner Ablehnung der Gewährung von Vorschüssen des
EAGFL oder der Verbuchung der Ausgaben für einzel­

Diese Marktorganisation ist in der Tat als vollständige
Regelung anzusehen , die den Mitgliedstaaten den An­
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staatliche, Gemeinschaftsmaßnahmen unmittelbar beein­
trächtigende Maßnahmen sein kann."

Kommission der Europäischen Gemeinschaften ,
Rue de la Loi 200 ,
B-1049 Brüssel .Die Kommission fordert die anderen Mitgliedstaaten

und Beteiligten auf, ihre Bemerkungen zu der betreffen­
den Maßnahme innerhalb eines Monats , ab dem Tag
dieser Bekanntmachung an gerechnet, an folgende
Adresse zu schicken :

Diese Bemerkungen werden der italienischen Regierung
mitgeteilt.

Genehmigung staatlicher Beihilfen gemäß Artikel 92 und 93 des EWG-Vertrags
Vorhaben, gegen die von der Kommission keine Einwände erhoben werden

(92/C 160/03)

Datum der Annahme : 22 . 1 . 1992

Mitgliedstaat : Spanien (Madrid)

Beihilfe Nr.: 700/91

Titel : Investitionshilfen

Zielsetzung : Mittelständische Investitionen

Rechtsgrundlage : Proyecto de Orden de la Comunidad de Madrid

Haushaltsmittel : 700 Millionen Pta (5,4 Millionen ECU)

Beihilfeintensität : 5,7 % netto

Dauer : 1992—1993

Bedingungen: Sektorbindung

Datum der Annahme : 11 . 2 . 1992

Mitgliedstaat : Italien (Trento)

Beihilfe Nr.: NN 138 /91

Titel : Fremdenverkehrsförderung

Zielsetzung : Investitionen

Rechtsgrundlage : Legge provinciale 21 /91

Haushaltsmittel : 270 Millionen Lit (0,18 Millionen ECU)

Beihilfeintensität : 40 % brutto

Dauer : Unbefristet
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Datum der Annahme : 26 . 2 . 1992

Mitgliedstaat : Bundesrepublik Deutschland (Thüringen)

Beihilfe Nr.: N 38 /92

Titel : Gewährung von Zinszuschüssen an die mittelständische Wirtschaft

Zielsetzung : Förderung von Investitionen in der mittelständischen Wirtschaft durch Gewährung
von Zinszuschüssen für die Aufnahme mittel - und langfristiger Kredite

Rechtsgrundlage : Mittelstandsförderungsgesetz vom 17 . September 1991

Haushaltsmittel : 20 Millionen DM ( 10 Millionen ECU) jährlich

Beihilfeintensität : 5,16 % NSÄ

Dauer : Unbefristet

Datum der Annahme : 2 . 3 . 1992

Mitgliedstaat : Spanien (Andalusien)

Beihilfe Nr.: 681 /91

Titel : Ausbau der Technologie-Infrastruktur

Zielsetzung : Investitionen für F&E, Bildung und technische Hilfe

Rechtsgrundlage : Proyecto de Orden de la Junta de Andalucia

Haushaltsmittel : 335,8 Millionen Pta (2,6 Millionen ECU)

Beihilfeintensität : 60 bis 70 % brutto, mit Plafonds für F&E

Dauer : 1992—1993

Datum der Annahme : 23 . 3 . 1992

Mitgliedstaat : Spanien (Katalonien)

Beihilfe Nr.: 69 /92

Titel : Maßnahmen zur Verringerung des Industriemüllanfalls und Industriemüll-Aufbereitung

Zielsetzung : Investitionen für den Umweltschutz

Rechtsgrundlage : Proyecto de Orden de la Generalitat de Catalunya
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Haushaltsmittel : 1 523 Millionen Pta ( 11,8 Millionen ECU)

Beihilfeintensität : 15 bis 20 % brutto

Dauer : 1992

Bedingungen : Jahresbericht

Datum der Annahme : 7 . 4 . 1992

Mitgliedstaat : Dänemark

Beihilfe Nr.: N 4/92

Titel : CC>2 -Steuer und Energiesparmaßnahmen

Zielsetzung : Steuer zur Reduzierung der C02 -Emissionen mit Freistellung und Rückvergütun­
gen . Zuschüsse für Ausbau von Fernwärmenetzen, Wärme-Kraft-Koppelung, Verstromung re­
generierbarer Energiequellen und Energiesparen in der Gebäudeheizung

Rechtsgrundlage : Lov nr. 888 af 21 . december 1991 ; Lov nr. 890 af 21 . december 1991 ; Lov nr.
944 af 27 . december 1991 ; Lov nr. 1 af 3 . januar 1992 ; Love nr . 3-5 af 3 . januar 1992

Haushaltsmittel : Freistellungen und Rückvergütungen für die Wirtschaft ( 1993 ) 365 Millionen
Dkr (46 Millionen ECU) von insgesamt 1 275 Millionen Dkr ( 161 Millionen ECU Steuer­
schuld ); Zuschüsse für Energie-Sparen usw . ( 1993) 625 Millionen Dkr (79 Millionen ECU)

Beihilfeintensität : Bis zu 90 % Freistellung für Wirtschaft. Bis zu 50 % Zuschuß zu Investitio­
nen in Wärme-Kraft-Koppelung und Kraftgewinnung aus Biomasse

Dauer : Unbefristet , Einführung Mitte 1992 oder 1 . Januar 1993

Bedingungen : Anpassung des Steuerrechts an das Gemeinschaftsrecht, Freistellung für Stahl­
industrie vorbehaltlich Freistellungsbeschluß des Ministerrats

Datum der Annahme : 7 . 4 . 1992

Mitgliedstaat : Spanien (Baskenland)

Beihilfe Nr.: NN 4/92

Titel : Sonderhilfe für notleidende Unternehmen

Zielsetzung : Umstrukturierungshilfe für notleidende Unternehmen

Rechtsgrundlage : Decreto 628 /91 y 30/92 del Gobierno Vasco

Haushaltsmittel : 30 000 Millionen Pta (235 Millionen ECU)

Dauer : Bis Ende 1992

Bedingungen : Meldung größerer Einzelfälle (Unternehmen mit mehr als 250 Beschäftigten , bis
500 Beschäftigte)
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Datum der Annahme : 7 . 4 . 1992

Mitgliedstaat : Bundesrepublik Deutschland (Bayern)

Beihilfe Nr.: NN 28 /92

Titel : Förderung der Erprobung kleiner photovoltaischer Solarenergieanlagen in Bayern

Zielsetzung : Vergabe von Zuschüssen für Besitzer von Ein- und Zweifamilienhäusern (aus­
nahmsweise auch kleine Handwerksunternehmen), die photovoltaische Solarenergieanlagen in­
stallieren . Mit dem Demonstrationsvorhaben soll eine Diversifizierung der Energieversorgung
gefördert werden

Rechtsgrundlage : Durchführungsbestimmungen zur Förderung der Erprobung kleiner photo­
voltaischer Solarenergieanlagen in Bayern vom 26 . August 1991 jo Artikel 23 , 44 und 44a
Bayerische Haushaltsordnung

Haushaltsmittel : 2,85 Millionen DM ( 1,4 Millionen ECU)

Beihilfeintensität : 20 % (Kumulierung möglich)

Dauer : Bis 30 . Juni 1992

Datum der Annahme : 13 . 4 . 1992

Mitgliedstaat : Spanien (Extremadura)

Beihilfe Nr.: 19/92

Titel : Regionalfinanzierung

Zielsetzung : Investitionen mittelständischer Unternehmen und Genossenschaften

Rechtsgrundlage : Proyecto de Decreto de la Junta de Extremadura

Haushaltsmittel : 200 Millionen Pta ( 1,5 Millionen ECU)

Beihilfeintensität : 5,2 bis 8 % netto

Dauer : Unbefristet

Bedingungen : Refinanzierung und Sektorbindung meldepflichtig

Datum der Annahme : 14 . 4 . 1992

Mitgliedstaat : Spanien (Katalonien)

Beihilfe Nr.: N 101 /92 , N 102/92, N 103 /92 und N 104/92
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Titel :

a) Qualitätsförderung für die Industrie ( 103/92)
b) Investitionen der Wirtschaft und Diversifizierung der Energieversorgung ( 104/92)
c) Handwerksförderung ( 101 /92)
d) Betriebssicherheit ( 102/ 92)

Zielsetzung : Beihilfen für Investitionen und Lehrgänge

Rechtsgrundlage : Proyectos de Orden de la Generalitat de Catalunya

Haushaltsmittel : 760 Millionen Pta (4,9 Millionen ECU)

Beihilfeintensität : 15 bis 50 % brutto, Höchstbeträge

Dauer : 1992

Bedingungen : Refinanzierung meldepflichtig

Datum der Annahme : 29 . 4 . 1992

Mitgliedstaat : Vereinigtes Königreich (West Glamorgan)

Beihilfe Nr.: NN 44/92

Titel : West Glamorgan County Council — Youth Business Development Officer

Zielsetzung : Förderung des gewerblichen Mittelstands

Rechtsgrundlage : 1989 Local Government and Housing Act

Haushaltsmittel : 66 448 £ Sterling (93 700 ECU)

Beihilfeintensität : Nur Beratung

Dauer : Unbefristet

Datum der Annahme : 7 . 5 . 1992

Mitgliedstaat : Frankreich

Beihilfe Nr.: N 168 /92

Titel : Umlage für den Cognac-Verband BNIC

Zielsetzung : Finanzierung von Forschung, Werbung und Verwaltungskosten des Bureau Natio­
nal Interprofessionnel du Cognac
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Rechtsgrundlage : Dekret (Entwurf)

Haushaltsmittel : 44 184 000 ffrs (6,33 Millionen ECU) für 1990

Dauer : 1992—1993

Datum der Annahme : 13 . 5 . 1992

Mitgliedstaat : Vereinigtes Königreich (Strathclyde)

Beihilfe Nr.: NN 50/92

Titel : Strathclyde Regional Council — Business Opportunity Database

Zielsetzung : Förderung neuer mittelständischer Unternehmen

Rechtsgrundlage : 1989 Local Government and Housing Act

Haushaltsmittel : 297 000 ECU jährlich

Beihilfeintensität : Keine direkten Finanzhilfen , Beratung

Dauer : Unbefristet

Datum der Annahme : 20 . 5 . 1992

Mitgliedstaat : Italien (Sizilien)

Beihilfe Nr.: NN 162/91 (ex N 383 /91 )

Titel : Rekapitalisierung von zwei sizilianischen Kleinbanken

Zielsetzimg : Zuführung von Dividendenkapital durch den Staat für Banco di Sicilia und Sicil­
cassa (Cassa Centrale di Risparmio) nach Umwandlung in GmbH

Rechtsgrundlage : Legge regionale 19 giugno 1991 , n . 39

Haushaltsmittel : 715 Millionen ECU (1 100 Milliarden Lire)

Beihilfeintensität : Angeblich keine Beihilfe , sondern Investitionen nach kaufmännischen Ge­
sichtspunkten

Dauer : 1991—1994
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GERICHTSHOF

GERICHTSHOF

Ersuchen um Vorabentscheidung, vorgelegt aufgrund des
Beschlusses des Landgerichts Braunschweig vom 7 . April
1992 in dem Rechtsstreit Burkhard Mörlins gegen Zuk­

kerfabrik Königslutter-Twülpstedt AG

( Rechtssache C-l 34/92 )

(92 /C 160/04)

I. Sind die Artikel 5 , 30 , 37 , 85 , 86 , 90 , 92 und 95
EWG-Vertrag, die Artikel 2 und 6 Absatz 2 der
Richtlinie 72/464/EWG des Rates vom 19 . Dezem­
ber 1972 über die anderen Verbrauchsteuern auf Ta­
bakwaren als die Umsatzsteuer ( J ) sowie Artikel 4
Absatz 1 dieser Richtlinie in Verbindung mit der
Richtlinie 77/388 des Rates vom 17 . Mai 1977 (Sech­
ste Mehrwertsteuerrichtlinie ( 2) mit der Art und den
wesentlichen Merkmalen eines nationalen Monopols ,
wie es sich , auch in der praktischen Anwendung, aus
den im italienischen Staat für den Tabaksektor gel­
tenden Rechtsvorschriften ergibt, vereinbar?

Insbesondere :

1 . Ist Artikel 37 Absatz 1 EWG-Vertrag dahin aus­
zulegen, daß gegenwärtig das nationale Tabak­
warenmonopol so umzuformen ist , daß jede Mög­
lichkeit beseitigt wird, unmittelbar oder mittelbar
Diskriminierungen in den Versorgungs- und Ab­
satzbedingungen in bezug auf Waren zwischen
den Angehörigen der Mitgliedstaaten vorzuneh­
men ?

Das Landgericht Braunschweig ersucht den Gerichtshof
der Europäischen Gemeinschaften durch Beschluß vom
7 . April 1992, in der Kanzlei des Gerichtshofes eingegan­
gen am 27 . April 1992, in dem Rechtsstreit Burkhard
Mörlins gegen Zuckerfabrik Königslutter-Twülpstedt
AG über folgende Fragen :

1 . In welchem Umfang stehen insbesondere Artikel 7
und 30 der Verordnung (EWG) Nr. 1785/ 81 des Ra­
tes vom 30 . Juni 1981 (ABl . Nr. L 177 , S. 4) bei Beur­
teilung der Kriterien , nach denen die Zuckerhersteller
sich bei der Aufteilung der Zuckerrübenmengen, de­
ren Abnahme sie vor der Aussaat für die Zuckerher­
stellung innerhalb der Zuckermengen A und B anbie­
ten , auf die Zuckerrübenverkäufer zu richten haben,
einer Anwendung der Wettbewerbsregeln des deut­
schen Kartellrechts und der bei Nebenleistungspflich­
ten geltenden Regeln des deutschen Aktienrechts ent­
gegen ?

2 . Welche Kriterien gibt die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Zucker dem nationalen Vertragsrecht bei dem
Abschluß von Vereinbarungen über den An- und Ver­
kauf von Zuckerrüben hinsichtlich der Aufteilung der
Zuckerrübenmengen, deren Abnahme der Hersteller
vor der Aussaat für die Zuckerherstellung innerhalb
der Zuckermengen A und B anbietet, als unmittelbar
geltendes Recht vor ?

2 . Ist Artikel 37 EWG-Vertrag dahin auszulegen ,
daß er gegenwärtig die Aufrechterhaltung eines
nationalen Monopols zuläßt, das gleichzeitig die
ausschließliche Erzeugung und Vermarktung von
Monopolwaren vorsieht, oder ist die einem natio­
nalen Monopol zuerkannte Ausschließlichkeit der
Erzeugung und des Absatzes schon an sich geeig­
net, Diskriminierungen im Sinne von Artikel 37
EWG-Vertrag zu schaffen ?

3 . Ist Artikel 30 EWG-Vertrag mit einem derartigen
nationalen Produktions- und Absatzmonopol ver­
einbar oder kann ein derartiges Monopol auf­
grund seiner Eigenart dazu führen, daß Präferen­
zen bei der Auswahl vorgenommen werden, die
„Maßnahmen gleicher Wirkung" im Sinne von
Artikel 30 EWG-Vertrag darstellen könnten ?

4 . Falls festgestellt wird, daß die obengenannten
Vorschriften des EWG-Vertrags mit den Vor­
schriften der nationalen Rechtsordnung, die das
staatliche Tabakmonopol regeln, unvereinbar sind :
Nach welchem Kriterium muß dieses Monopol
möglicherweise umgeformt werden, um es den

Ersuchen um Vorabentscheidung der Pretura Circon­
dariale Genua in dem bei ihr anhängigen Strafverfahren

gegen Giorgio Domingo Banchero

( Rechtssache C-157/92 )
(92/C 160 /05 )

Die Pretura Circondariale Genua ersucht den Gerichts­
hof der Europäischen Gemeinschaften durch Beschluß
vom 14 . März 1992 , bei der Kanzlei des Gerichtshofes
eingegangen am 7 . Mai 1992 , in dem bei ihr anhängigen
Strafverfahren gegen Giorgio Domingo Banchero um
Vorabentscheidung über folgende Fragen :

( l) ABl . Nr. L 303 vom 31 . 12 . 1972 , S. 1 .
O ABl . Nr. L 145 vom 13 . 6 . 1977 , S. 1 .
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Verpflichtungen der Mitgliedstaaten aus dem Ge­
meinschaftsrecht in diesem Sektor anzupassen und
insbesondere mit Artikel 90 Absatz 1 EWG-Ver­
trag und den anderen einschlägigen Gemein­
schaftsvorschriften in Einklang zu bringen ?

Ersuchen um Vorabentscheidung, vorgelegt durch Urteil
der Cour d'appel Rennes (Siebente Kammer) vom 28 .
April 1992 in dem Rechtsstreit Bernard Le Nan gegen

Coop£rative laitidre Ploudaniel

(Rechtssache C-l 89/92 )
(92/C 160 /06)5 . Ist Artikel 2 der Richtlinie 72/464/EWG mit einer

nationalen Regelung (Gesetz Nr. 825 vom 13 . Juli
1965 und Gesetz Nr. 724 vom 10 . Dezember
1975) vereinbar, die die Einfuhren von Tabakwa­
ren einer in dieser Richtlinie nicht vorgesehenen
„Grenzzusatzabgabe" unterwirft ?

6 . Ist Artikel 6 Absatz 2 der Richtlinie 72/464/EWG
in Verbindung mit Artikel 95 EWG-Vertrag mit
einer nationalen Regelung (Gesetz Nr. 825 vom
13 . Juli 1965 und Gesetz Nr. 724 vom 10 . Dezem­
ber 1975) vereinbar, wonach für die Importeure
und die inländischen Hersteller andere Modalitä­
ten bei der Erhebung und Zahlung der Verbrauch­
steuer gelten ?

Die Cour d'appel Rennes ersucht den Gerichtshof der
Europäischen Gemeinschaften durch Urteil vom 28 .
April 1992 , bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegan­
gen am 12 . Mai 1992, in dem Rechtsstreit Bernard Le
Nan gegen Coop6rative laitiere Ploudaniel um Vorab­
entscheidung über folgende Frage :

Kann eine Molkerei einem Junglandwirt, der 1983 einen
Betrieb wiederaufgenommen hat, der im Laufe dieses
Jahres eine bestimmte Milchmenge erzeugt und geliefert
hatte, der aber die Milchlieferungen erst ab 1 . April 1984
wiederaufgenommen hat, mit der Begründung (die Zu­
weisung einer Referenzmenge) verweigern, daß die
Milchlieferungen vorübergehend wegen des Wechsels
des Landwirts eingestellt worden seien ?

Verneinendenfalls , welche Referenzmenge hat sie dem
Junglandwirt einzuräumen : die aufgrund der Lieferung
von 1982 oder aufgrund der Lieferung des ersten Halb­
jahrs 1983 berechnete Referenzmenge ?

7 . Gelten die Bestimmungen des EWG-Vertrags über
den Wettbewerb , insbesondere die Artikel 5, 7 , 85 ,
86 , 87 , 88 , 89 , 90 EWG-Vertrag, auch für Unter­
nehmen , die ein durch Gesetz geschaffenes Mono­
pol mit einem Recht auf ausschließliche Erzeu­
gung und Vermarktung von Monopolwaren ha­
ben ?

8 . Ist Artikel 37 in Verbindung mit Artikel 92 EWG­
Vertrag mit einer nationalen Regelung vereinbar,
die es einem Unternehmen, dem Ausschließlich­
keitsrechte zustehen, aufgrund von nach dem Ge­
setz gewährten Beihilfen ermöglicht, seine Erzeug­
nisse zu einem anderen (auch niedrigeren) Preis
als dem für entsprechende Erzeugnisse aus der
Gemeinschaft in den Verkehr zu bringen ?

Ersuchen um Vorabentscheidung, vorgelegt durch Be­
schluß des Tribunale Livorno vom 26 . Februar 1992 in
dem bei diesem Gericht anhängigen Verfahren auf die

Beschwerde des Notars Mario Miccoli

(Rechtssache C-l 92/92 )

(92/C 160/07)

Das Tribunale Livorno ersucht den Gerichtshof der
Europäischen Gemeinschaften durch Beschluß vom 26 .
Februar 1992 , bei der Kanzlei des Gerichtshofes einge­
gangen am 11 . Mai 1992 , in dem bei ihm anhängigen
Verfahren auf die Beschwerde des Notars Mario Miccoli
um Vorabentscheidung über folgende Frage :

Steht die derzeit im italienischen Staat geltende Abga­
benregelung betreffend die Abgabe für die staatliche
Konzession bei Gesellschaften mit der Richtlinie
69/335/EWG des Rates ( l) im Einklang ?

II . Falls die vorhergehende Frage bejaht wird : Ist beim
gegenwärtigen Stand der gemeinschaftlichen Harmo­
nisierung der Verbrauchsteuern und aufgrund der
Beseitigung der Zölle innerhalb der Gemeinschaft an­
gesichts der vom Gerichtshof entwickelten Grund­
sätze der Verhältnismäßigkeit und der Nichtdiskrimi­
nierung eine nationale Regelung zulässig, wonach
Verstöße gegen die Verbrauchsteuer im Falle von
Waren, die einem Staatsmonopol unterliegen, straf­
barer Schmuggel sind und mit den in den Zollgeset­
zen über Grenzabgaben vorgesehenen — auch straf­
rechtlichen — Sanktionen belegt werden, während
dies bei entsprechenden Verstößen gegen andere in­
nerstaatliche Steuern nicht der Fall ist ?

(') ABl . Nr. L 249 vom 3 . 10 . 1969 , S. 25 .
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Schäften eingereicht . Bevollmächtigter der Klägerin ist
Xavier Lewis ; Zustellungsbevollmächtigter ist Roberto
Hayder, Vertreter des Juristischen Dienstes , Centre
Wagner, Luxemburg-Kirchberg .

Ersuchen um Vorabentscheidung, vorgelegt vom Tribu­
nale Genua in dem bei ihm anhängigen von dem Notar
Allessandro Corsi betriebenen Verfahren der freiwilligen

Gerichtsbarkeit

( Rechtssache C-223/92 )
(92/C 160 /08 ) Die Klägerin beantragt,

1 . festzustellen , daß das Großherzogtum Luxemburg da­
durch gegen seine Verpflichtungen aus Artikel 11 der
Richtlinie 86/662/EWG des Rates vom 22 . Dezember
1986 zur Begrenzung des Geräuschemissionspegels
von Hydraulikbaggern , Seilbaggern , Planiermaschi­
nen, Ladern und Baggerladern (') sowie aus den Arti­
keln 5 und 189 EWG-Vertrag verstoßen hat, daß es
nicht die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften erlassen hat, um dieser Richtlinie nachzu­
kommen , und/oder sie der Kommission nicht mitge­
teilt hat ;

Das Tribunale Genua ersucht den Gerichtshof der Euro­
päischen Gemeinschaften durch Beschluß vom 27 . April
1992 , bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen am
18 . Mai 1992 , in dem bei ihm anhängigen von dem No­
tar Allessandro Corsi betriebenen Verfahren um Vorab­
entscheidung über folgende Frage :

Ist die jährliche Abgabe für die staatliche Konzession für
Eintragungen von Unternehmen in das Unternehmensre­
gister nach dem Decreto legge Nr. 69 vom 2 . März 1989
in der Fassung des Gesetzes Nr . 154 vom 27 . April 1989
(Artikel 36 Absatz 8 ) als eine nach Artikel 10 der Richtli­
nie 69/335 /EWG des Rates ( l ) verbotene Abgabe anzu­
sehen , oder kann sie unter den Begriff der „Abgabe mit
Gebührencharakter" gemäß Artikel 12 Buchstabe e) der
Richtlinie eingeordnet werden , so daß ihre Anwendung
zulässig ist ?

2 . dem Großherzogtum Luxemburg die Kosten des Ver­
fahrens aufzuerlegen .

Klagegründe und wesentliche Argumente(') ABl . Nr . L 249 vom 3 . 10 . 1969, S. 25 .

Artikel 189 EWG-Vertrag, wonach eine Richtlinie für je­
den Mitgliedstaat, an den sie gerichtet werde, hinsicht­
lich des zu erreichenden Ziels verbindlich sei , verpflichte
die Mitgliedstaaten , die in den Richtlinien festgesetzten
Umsetzungsfristen einzuhalten . Diese Frist sei seit dem
30 . Juni 1988 abgelaufen , ohne daß das Großherzogtum
Luxemburg die erforderlichen Vorschriften erlassen
habe, um der im Klageantrag genannten Richtlinie nach­
zukommen .

Klage der Kommission der Europäischen Gemeinschaften
gegen das Großherzogtum Luxemburg, eingereicht am

18 . Mai 1992

( Rechtssache C-224/92)
(92 /C 160 /09)

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat
am 18 . Mai 1992 eine Klage gegen das Großherzogtum
Luxemburg beim Gerichtshof der Europäischen Gemein­ (') ABl . Nr. L 384 vom 31 . 12 . 1986 , S. 1 .
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GERICHT ERSTER INSTANZ

URTEIL DES GERICHTS ERSTER INSTANZ

vom 21 . März 1992

in der Rechtssache T-55/91 : Olivier Fascilla gegen Euro­
päisches Parlament (')

(Beamte — Auswahlverfahren — Berufserfahrung — Be­
gründung der Entscheidung über die Ablehnung einer Be­

werbung)

URTEIL DES GERICHTS ERSTER INSTANZ

vom 21 . Mai 1992

in der Rechtssache T-54/91 : Nicole Almeida Antunes ge­
gen Europäisches Parlament (')

(Beamte — Auswahlverfahren — Berufserfahrung —
Verpflichtung zur Begründung der Entscheidung über die
Ablehnung einer Bewerbung — Verpflichtung zur Beach­
tung der Bedingungen der Ausschreibung des Auswahl­

verfahrens)
(92/C 160/ 11 )

(92/C 160/ 10)

( Verfahrenssprache : Französisch)

(VorläufigeÜbersetzung; die endgültige Übersetzung er­
scheint in der Sammlung der Rechtsprechung)

( Verfahrenssprache : Französisch)

(VorläufigeÜbersetzung; die endgültige Übersetzung er­
scheint in der Sammlung der Rechtsprechung)

In der Rechtssache T-55/91 , Olivier Fascilla, ehemalige
Hilfskraft der Kommission der Europäischen Gemein­
schaften , Maisi£res (Belgien), Prozeßbevollmächtigte :
Rechtsanwälte Jean-Noel Louis, Thierry Demaseure und
Veronique Leclercq, Brüssel ; Zustellungsanschrift : Fidu­
ciaire Myson Särl, 1 , rue Giesener, Luxemburg, gegen
das Europäische Parlament (Bevollmächtigte : Jorge
Campinos und Fran^ois Vainker), wegen Aufhebung der
Entscheidung des Prüfungsausschusses für das Auswahl­
verfahren PE/ 107/C, den Kläger nicht zu den Prüfun­
gen dieses Auswahlverfahrens zuzulassen, hat das Ge­
richt (Vierte Kammer) unter Mitwirkung des Präsidenten
R. Garcia-Valdecasas , der Richter R. Schintgen und
C. P. Briet — Kanzler : H. Jung — am 21 . Mai 1992 ein
Urteil mit folgendem Tenor erlassen :

In der Rechtssache T-54 /91 , Nicole Almeida Antunes ,
Kayl (Großherzogtum Luxemburg), Prozeßbevollmäch­
tigte : Rechtsanwälte Jean-Nogl Louis , Thierry Dema­
seure und Veronique Leclercq , Brüssel ; Zustellungsan­
schrift : Fiduciaire Myson Särl , 1 , rue Giesener, Lu­
xemburg, gegen das Europäische Parlament (Bevoll­
mächtigte : Jorge Campinos und Francis Vainker), we­
gen Aufhebung der Entscheidung des Prüfungsausschus­
ses für das Auswahlverfahren PE/ 107 /C, die Klägerin
nicht zu den Prüfungen dieses Auswahlverfahrens zuzu­
lassen , hat das Gericht (Vierte Kammer) unter Mitwir­
kung des Präsidenten R. Garcia-Valdecasas, der Richter
R. Schintgen und C. P. Briet — Kanzler : H. Jung — am
21 . Mai 1992 ein Urteil mit folgendem Tenor erlassen :

1 . Die Entscheidung des Prüfungsausschusses Jur das Aus­
wahlverfahren PE/107/C vom y April 1991, den Käger
nicht zu den Prüfungen des Auswahlverfahrens zuzulas­
sen, wird aufgehoben.

1 . Die Klage wird abgewiesen.

2 . Jede Partei trägt ihre eigenen Kosten. 2 . Das Parlament trägt die Kosten des Verfahrens.

C) ABl . Nr . C 217 vom 20 . 8 . 1991 . C) ABl . Nr. C 217 vom 20 . 8 . 1991 .
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Klage des Syndicat Francis de 1'Express International
(SFEI) gegen die Kommission der Europäischen Gemein­

schaften, eingereicht am 16 . Mai 1992

( Rechtssache T-36/92 )

(92 /C 160 / 12 )

Darüber hinaus liege ein Verstoß gegen den Grundsatz
des rechtlichen Gehörs vor, da die angefochtene Ent­
scheidung auf Informationen, Stellungnahmen und Ver­
pflichtungen gestützt worden sei , die die Kommission im
Rahmen eines Verfahrens erhalten habe, das sie nach der
Verordnung (EWG) Nr . 4064/89 des Rates (') über die
Zusammenschlüsse im Hinblick auf fünf Postverwaltun­
gen (Canada Post, Deutsche Bundespost, Postdienst, La
Poste, PTT Post BV und Sweden Post) und den privaten
Kurierdiensten TNT geführt habe ; die Kommission habe
der Klägerin keine Gelegenheit gegeben, dazu Stellung
zu nehmen .

2 . Verstoß gegen Artikel 86 EWG-Vertrag

Die Kommission habe Artikel 86 EWG-Vertrag sowohl
bei der Beurteilung des streitigen Sachverhalts als auch
bei der Auslegung des Begriffs der mißbräuchlichen Aus­
nutzung einer beherrschenden Stellung fehlerhaft ange­
wandt. Die Kommission habe zu Unrecht die Möglich­
keit verneint, daß die beanstandeten Verhältnisse zu ei­
ner unzulässigen Vermischung von Subventionen führ­
ten ; auch sei es nicht richtig, wenn die Kommission be­
haupte, keine Informationen über die Kostenstruktur bei
der Post und ihren Tochterunternehmen bekommen zu
können . Darüber hinaus habe die Kommission das Ver­
halten der Post und ihrer Tochtergesellschaft, der SFMI,
nicht richtig beurteilt .

Als Unternehmen, das ein gesetzliches Monopol auf dem
Markt des Basispostdienstes besitze , habe die Post den
Wettbewerb auf einem benachbarten Markt geschädigt,
indem sie ihre besondere beherrschende Stellung als Mo­
nopolunternehmen dazu ausgenutzt habe , die normalen
Barrieren bei Eintritt in einen durch Wettbewerb ge­
kennzeichneten Markt zu umgehen .

Obwohl die Kommission in Wirklichkeit einen Verstoß
gegen Artikel 86 festgestellt habe , habe sie es vorgezo­
gen, diese Zuwiderhandlung unter Verstoß gegen Artikel
86 EWG-Vertrag von dem Verbot auszunehmen .

3 . Verstoß gegen Artikel 90 EWG-Vertrag

Die hoheitlichen Maßnahmen des französischen Staats
gegenüber der Post seien Maßnahmen eines Mitglied­
staats , die gegen die Bestimmungen des EWG-Vertrags
verstießen . Diese Maßnahmen beständen unter anderen :

— in dem Erlaß des Ministers für Wirtschaft, Finanzen
und Haushalt und des beigeordneten Ministers im
Ministerium für industrielle Entwicklung und Außen­
handel, zuständig für die PTT, vom 10 . September
1985 , mit dem die Firma Cogecom (die spätere Sofi­
post) die Genehmigung erhalten habe, sich am Kapi­
tal der SFMI zu beteiligen ;

— in der Anweisung des französischen Ministers für die
PTT vom 11 . August 1986 , mit der er die Unterstüt­
zung der Post durch die SFMI gefördert und organi­
siert habe ;

Das Syndicat Francis de l'Express International (SFEI)
hat am 16 . Mai 1992 eine Klage gegen die Kommission
der Europäischen Gemeinschaften beim Gericht erster
Instanz der Europäischen Gemeinschaften eingereicht .
Prozeßbevollmächtigter der Klägerin ist Rechtsanwalt
Eric Morgan de Rivery , Paris , Zustellungsanschrift :
Kanzlei der Rechtsanwälte Bonn und Schmitt , 62 , ave­
nue Guillaume, BP 522 , Luxemburg .

Die Klägerin beantragt ,

— die Klage für zulässig und begründet zu erklären ;

— die Entscheidung der Kommission in ihrem Schreiben
000978 vom 10 . März 1992 aufzuheben ;

— der Kommission die Kosten aufzuerlegen .

Klagegründe und wesentliche Argumente :

Die Klägerin , ein Fachverband privater Unternehmen ,
die internationale Kurierdienstleistungen erbringen , trägt
vor, daß die Kommission mit der angefochtenen Ent­
scheidung die Beschwerde der Klägerin abgewiesen
habe, mit der diese eine Untersuchung gemäß Artikel 5 ,
85 , 86 und 90 EWG-Vertrag mit dem Ziel in Gang habe
setzen wollen, dem französischen Staat, der Post und der
Societe Franfaise de Messagerie Internationale (SFMI)
die Verpflichtung aufzuerlegen, Zuwiderhandlungen ab­
zustellen . Nach der Beschwerde der Klägerin bestehen
diese Verstöße in einer rechtswidrigen Betätigung der
Post als Unternehmen, d . h . in einer logistischen und
wirtschaftlichen Unterstützung ihrer Tochtergesellschaft
SFMI, die es dieser erlaube , vom Markt des Basispost­
dienstes aus , auf dem sie ein gesetzliches Monopol be­
sitze , in den benachbarten Markt der internationalen Eil­
kurierdienste einzudringen . Diese logistische und wirt­
schaftliche Unterstützung stelle eine mißbräuchliche Aus­
nutzung einer beherrschenden Stellung dar. Der franzö­
sische Staat habe diese Betätigung, die nicht nach Artikel
90 Absatz 2 EWG-Vertrag gerechtfertigt sei , genehmigt
und organisiert .

Zur Begründung ihrer Klage trägt die Klägerin folgende
Gründe vor :

1 . Verstoß gegen wesentliche Formvorschriften

Die Begründung der angefochtenen Entscheidung sei
mangelhaft und unzureichend , da die Kommission nicht
die Tatsachen aufgeführt habe , auf die sich die vor­
schriftsmäßige Rechtfertigung ihrer Entscheidung und
die Erwägungen für den Erlaß dieser Entscheidung
gründen müßten . (') ABl . Nr . L 257 vom 21 . 9 . 1990 , S. 12 (Berichtigung).
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— in dem Übereinkommen zwischen dem Finanzmini­
ster und dem Minister für die PTT, wonach die
SMFI das Auswechslungspostamt und vereinfachte
Postverfahren in Anspruch nehmen dürfe .

Für diese Maßnahme gebe es keine Rechtfertigung nach
Artikel 90 Absatz 2 .

4 . Verstoß gegen Rechtsgrundsätze für die Anwendung
des EWG-Vertrags

Die Kommission habe gegen den Grundsatz des Ver­
trauensschutzes , gegen den allgemeinen Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit sowie gegen den Grundsatz des
sachgerechten Rechtsschutzes im Gemeinschaftsrecht
verstoßen .

5 . Amtsmißbrauch

Die Kommission habe ihre Befugnisse , die ihr nach der
Verordnung (EWG) Nr . 4064/89 über die Kontrolle von
Unternehmenszusammenschlüssen eingeräumt seien , ver­
kannt, indem sie von ihnen für ein Verfahren nach Arti­
kel 86 und 90 wegen eines wettbewerbsrechtlichen Ver­
stoßes Gebrauch gemacht habe . Nach Artikel 22 Absatz
2 der Verordnung über die Zusammenschlüsse sei das
Verfahren über die Zusammenschlüsse von dem Verfah­
ren der Verordnung Nr . 17 des Rates ( l ) verschieden .
Die Kommission hätte sich nicht mit Untersuchungen
nach der Verordnung Nr. 4064/ 89 begnügen dürfen , da
dieses Verfahren ungeeignet und unzureichend sei , um
die Unvereinbarkeit der Handlungen der betroffenen
Unternehmen mit Artikel 86 EWG-Vertrag festzustellen .

Die Kommission habe darüber hinaus die ihr nach dem
EWG-Vertrag eingeräumten Befugnisse mißbraucht, um
politische Zwecke zu verfolgen . Sie habe vermeiden wol­
len , rechtlich einen Standpunkt zu beziehen, der im Ge­
gensatz zu dem politischen Konsens gestanden hätte , den
einige Mitgliedstaaten im Rahmen der Arbeiten der De­
regulierung der Post verlangt hätten ; sie habe dabei dem
politischen Druck insbesondere der französischen Post
nachgegeben .

20 . Mai 1992 eine Klage gegen die Kommission der
Europäischen Gemeinschaften beim Gericht erster In­
stanz der Europäischen Gemeinschaften eingereicht .
Prozeßbevollmächtigte der Kläger sind Konstantinos
Adamantopoulos und George Metaxas, beide von der
Kanzlei Stanbrook and Hooper and Members, Athen ;
Zustellungsanschrift : Kanzlei des Rechtsanwalts Arsene
Kronshagen , 12 , Boulevard de la Foire , Luxemburg .

Die Kläger beantragen,

— die mit Schreiben vom 17 . März 1992 an die Kläger
gerichtete Entscheidung der Kommission , kein Ver­
fahren nach Artikel 3 der Verordnung Nr. 17 des
Rates (') betreffend eine Vereinbarung zwischen Un­
ternehmen über die Beschränkung der Einfuhr von
japanischen Kraftfahrzeugen in das Vereinigte Kö­
nigreich und die mißbräuchliche Ausnutzung einer
beherrschenden Stellung durch die Auferlegung von
Beschränkungen der Einfuhr von japanischen Kraft­
fahrzeugen in das Vereinigte Königreich seitens der
SMMT und der JAMA einzuleiten , gemäß den Arti­
keln 173 und 174 EWG-Vertrag für nichtig zu erklä­
ren ;

— der Kommission die Kosten des Verfahrens aufzuer­
legen .

Klagegründe und wesentliche Argumente :

Die Kläger und die Association for Consumer Research
(Verein für Verbraucherforschung ; ACR) hätten bei der
Kommission beantragt, das Vorliegen einer Zuwider­
handlung gegen die Wettbewerbsregeln der EWG, insbe­
sondere nach den Artikeln 85 und 86 EWG-Vertrag,
festzustellen , und zwar in bezug auf einer Vereinbarung
zwischen Unternehmen über die Beschränkung der Ein­
fuhr von japanischen Kraftfahrzeugen in das Vereinigte
Königreich und die mißbräuchliche Ausnutzung einer
beherrschenden Stellung durch die Auferlegung von Be­
schränkungen der Einfuhr von japanischen Kraftfahrzeu­
gen in das Vereinigte Königreich seitens der British So­
ciety of Motor Manufacturers and Traders (Britischer
Verband der Kraftfahrzeughersteller und - händler ;
SMMT) und der Japan Automobile Manufacturers Asso­
ciation (Japanischer Automobilherstellerverband ; JAMA).
Die SMMT und die JAMA hätten für viele Jahre eine
Vereinbarung über eine freiwillige Ausfuhrbeschränkung
getroffen, der zufolge der japanische Anteil am Automo­
bilmarkt des Vereinigten Königreichs auf nicht mehr als
1 1 % der gesamten britischen Kraftfahrzeugverkäufe be­
schränkt sei . Nach Auffassung der Kläger und der ACR
beeinträchtigt diese Vereinbarung den Handel zwischen
Mitgliedstaaten ; sie stelle eine Einschränkung des Wett­
bewerbs innerhalb des Gemeinsamen Marktes im Sinne
von Artikel 85 Absatz 1 EWG-Vertrag dar und könne

(») ABl . Nr. 13 vom 21 . 2 . 1962 , S. 204/62 .

Klage des Bureau europeen des Unions de Consomma­
teurs (Europäisches Büro der Verbraucherverbände ;
BEUC) und des National Consumer Council (Nationaler
Verbraucherrat) gegen die Kommission der Europäischen

Gemeinschaften, eingereicht am 20. Mai 1992

( Rechtssache T-37/92)

(92 /C 160/ 13)

Das Bureau européen des Unions de Consommateurs
(BEUC) und der National Consumer Council haben am (') ABl . Nr . 13 vom 21 . 2 . 1962 , S 204/62 .
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2. Soweit festgestellt werde, daß „die Lage anders ge­
wesen wäre , wenn die SMMT-JAMA-Vereinbarung
den Behörden des Vereinigten Königreichs nicht be­
kannt gewesen und von ihnen nicht erlaubt worden
wäre", beruhe die Entscheidung der Kommission auf
einem Rechtsirrtum . Nationales Recht oder Verfah­
ren könne nicht die Anwendung von EWG-Wettbe­
werbsrecht auf private Unternehmen verhindern .

3 . Der von der Kommission ausdrücklich angegebene
Grund dafür, kein Verfahren nach Artikel 3 der Ver­
ordnung Nr. 17 einzuleiten , nämlich daß die Verein­
barung zwischen der SMMT und der JAMA nicht
vorrangig den Handel zwischen Mitgliedstaaten der
EWG betreffe , sei rechtlich unhaltbar und beruhe auf
einer unzutreffenden Einschätzung der Tatsachen .
Für eine Anwendung von Artikel 85 Absatz 1 genüge
es , daß eine Verhaltensweise geeignet sei , den Han­
del zwischen Mitgliedstaaten in unmittelbarer oder
mittelbarer Weise zu beeinträchtigen .

4 . Die Feststellung , die Kommission halte sich nicht für
verpflichtet, mögliche Zuwiderhandlungen gegen
Wettbewerbsrecht in der Vergangenheit zu untersu­
chen , wenn der Hauptzweck einer solchen Untersu­
chung darin bestehen könne, mögliche Schadenser­
satzforderungen privater Parteien zu erleichtern, sei
unbegründet . Die Kläger, die die Interessen der Ver­
braucher in der EWG verträten , hätten ein berechtig­
tes Interesse daran , bei der Kommission zu beantra­
gen , daß diese eine förmliche Untersuchung bezüg­
lich der Vereinbarkeit der SMMT-JAMA-Vereinba­
rung mit dem EWG-Wettbewerbsrecht einleite , um
diese Frage zu klären und um Rechtssicherheit bei
Geschäften auf dem empfindlichen Automobilsektor
innerhalb der EWG zu schaffen , und die von ihnen
beantragte Untersuchung wäre keine in die Vergan­
genheit gerichtete Untersuchung, sondern beträfe
eine Verhaltensweise , die weiterhin gelte .

5 . Indem die Kommission es unter Berufung auf wirt­
schaftspolitische Gesichtpunkte abgelehnt habe , eine
förmliche Untersuchung der SMMT-JAMA-Verein­
barung einzuleiten , habe sie die ihr nach den Verord­
nungen Nr. 17 und Nr . 99 der Kommission ( ® ) zuste­
henden Befugnisse überschritten . Wirtschaftspoliti­
sche Gesichtpunkte dürften nur im Rahmen der Aus­
übung des der Kommission zustehenden Ermessens
bezüglich des Erlasses oder Nichterlasses einer Ent­
scheidung zur Beendigung der wettbewerbswidrigen
Verhaltensweise nach der Einleitung einer förmlichen
Untersuchung berücksichtigt werden und erlaubten es
der Kommission nicht, den Antrag auf Einleitung ei­
nes förmlichen Verfahrens während der Voruntersu­
chung abzulehnen .

nicht nach Artikel 85 Absatz 3 des Vertrages freigestellt
werden ; ferner habe die SMMT, indem sie alle Kraft­
fahrzeughersteller , - Importeure und -exporteure des Ver­
einigten Königreichs in sich vereinige , eine beherr­
schende Stellung auf einem wesentlichen Teil des Ge­
meinsamen Marktes , und die von der SMMT vorge­
schriebene Einschränkung des Zugangs zum Markt des
Vereinigten Königreichs stelle eine mißbräuchliche Aus­
nutzung dieser beherrschenden Stellung dar, die den
Handel zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtige und
nach Artikel 86 EWG-Vertrag verboten sei . Mit Schrei­
ben vom 17 . März 1992 habe die Kommission die Kläger
davon in Kenntnis gesetzt , daß es nach Ansicht der
Kommission kein Interesse der Gemeinschaft daran gebe ,
die Regelungen in diesem Stadium unter wettbewerbs­
rechtlichen Gesichtspunkten zu untersuchen , da die
SMMT-JAMA-Regelungen von den Behörden des Ver­
einigten Königreichs aus wirtschaftspolitischen Gründen
erlaubt worden seien ; da die Behörden des Vereinigten
Königreichs in Zukunft nicht in der Lage seien , solche
Regelungen zu erlauben, mache es das Fehlen einer Un­
tersuchung nicht wahrscheinlicher, daß sich die Kraft­
fahrzeugindustrie in Zukunft auf wettbewerbswidrige
Verhaltensweisen einlasse .

Die Kommission sei verpflichtet, jeden Antrag gemäß
Artikel 3 der Verordnung Nr. 17 zu prüfen und zu ent­
scheiden, ob eine Zuwiderhandlung gegen die Artikel 85
und/oder 86 vorliege . Sollte die Voruntersuchung erge­
ben , daß die Beschwerde in rechtlicher und tatsächlicher
Hinsicht substantiiert sei , habe die Kommission ein
förmliches Verfahren einzuleiten, das mit einer förmli­
chen Entscheidung enden könne, die die Beteiligten dazu
auffordere , die Zuwiderhandlung abzustellen . Hinsicht­
lich der Fälle , die prima facie eine Zuwiderhandlung ge­
gen EWG-Wettbewerbsrecht darstellten , liege es nicht im
Ermessen der Kommission, ob sie ein förmliches Verfah­
ren einleite oder nicht .

Die rechtlichen Ausführungen und die Hauptargumente
lauten wie folgt :

1 . Entgegen den Erfordernissen des Artikels 190 EWG­
Vertrag seien die von der Kommission für ihre Ent­
scheidung angegebenen Gründe unzureichend. Die
Kommission nehme auf keinen der wesentlichen tat­
sächlichen und rechtlichen Gesichtspunkte Bezug,
aus denen sich der in der Beschwerde geltend ge­
machte Prima-facie-Fall ergebe , und liefere den Klä­
gern keinerlei ausreichende Argumentation zu den
Auswirkungen des Abschlusses einer Vereinbarung
zwischen den Behörden der Gemeinschaft und Japans
im Juli 1991 , der zufolge davon ausgegangen werde ,
daß Einfuhrbeschränkungen für Kraftfahrzeuge aus
Japan beseitigt würden , auch wenn nach dieser Ver­
einbarung vernünftigerweise erwartet werden könne,
daß die Regelungen zwischen der SMMT und der
JAMA weiterhin in Kraft bleiben und in beschränkte­
rem Umfang gelten würden , so daß der japanische
Anteil am inländischen Markt des Vereinigten Kö­
nigreichs auf 7 % begrenzt werde .

O ABl . Nr . 127 vom 20 . 8 . 1963 , S. 2268 /63 .
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Klage der All Weather Sports Benelux BV gegen die
Kommission der Europäischen Gemeinschaften, einge­

reicht am 22. Mai 1992

(Rechtssache T-38/92 )

Klage der Eurocheque International SC gegen die Kom­
mission der Europäischen Gemeinschaften, eingereicht

am 25 . Mai 1992

(Rechtssache T-40/92 )

(92 /C 160/ 14) (92 /C 160/ 15)

Die All Weather Sports Benelux BV mit Sitz in Zoeter­
meer hat am 22 . Mai 1992 eine Klage gegen die Kom­
mission der Europäischen Gemeinschaften beim Gericht
erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften einge­
reicht . Prozeßbevollmächtigter der Klägerin ist Rechts­
anwalt P. Glazener, Rotterdam ; Zustellungsbevollmäch­
tigter ist Rechtsanwalt M. Loesch , 8 , Rue Zithe , Lu­
xemburg .

Die Klägerin beantragt,

1 . Artikel 2 der Entscheidung der Kommission vom
18 . März 1992 in einem Verfahren nach Artikel 85
EWG-Vertrag (IV/32.290 — Newitt gegen Dunlop
Slazenger International u . a .) in bezug auf die Kläge­
rin für nichtig zu erklären ;

2 . der Beklagten die Kosten des Verfahrens aufzuerle­
gen .

Klagegründe und wesentliche Argumente:

1 . Verletzung des Artikels 2 Absatz 1 in Verbindung
mit Artikel 2 Absatz 3 der Verordnung Nr. 99 der Kom­
mission (*) bzw . wesentlicher Formvorschriften , indem
die Kommission gegen die Klägerin eine Geldbuße fest­
gesetzt habe, ohne diesem Unternehmen Beschwerde­
punkte mitzuteilen , zumindest aber ohne es diesem Un­
ternehmen zu ermöglichen , ordnungsgemäß angehört zu
werden .

2 . Verletzung des Artikels 85 Absatz 1 EWG-Vertrag
und des Artikels 15 Absatz 2 der Verordnung Nr. 17 des
Rates (a), indem die Kommission gegen die Klägerin aus
nicht stichhaltigen Gründen eine Geldbuße festgesetzt
habe , zumindest des Artikels 190 EWG-Vertrag, indem
die Kommission die Festsetzung der Geldbuße gegen die
Klägerin nicht (stichhaltig) begründet habe .

3 . Verletzung des Artikels 15 Absatz 2 der Verord­
nung Nr. 17 , indem die Kommission bei der Bestimmung
der Höhe der gegen die Klägerin festgesetzten Geldbuße
unzutreffende Maßstäbe angewandt habe .

Die Eurocheque International SC mit Sitz in 1410 Wa­
terloo (Belgien), Chaussee de Tervuren, 198A, hat am
25 . Mai 1992 eine Klage gegen die Kommission der
Europäischen Gemeinschaften beim Gericht erster In­
stanz der Europäischen Gemeinschaften eingereicht .
Prozeßbevollmächtigter der Klägerin ist Rechtsanwalt
Pierre Van Ommeslaghe , zugelassen bei der belgischen
Cour de Cassation , Zustellungsbevollmächtigter ist
Rechtsanwalt Jean-Claude Wolter, 8 , rue Zithe , Lu­
xemburg.

Die Klägerin beantragt,

— die Artikel 1 , 2 und 3 der angefochtenen Entschei­
dung insoweit für nichtig zu erklären , als sie die Klä­
gerin betreffen ,

— hilfsweise , Artikel 3 der Entscheidung für nichtig zu
erklären ,

— ganz hilfsweise, den Betrag der gegen die Klägerin in
Artikel 3 der Entscheidung festgesetzten Geldbuße
wesentlich herabzusetzen,

— der Beklagten die Kosten des Verfahrens aufzuerle­
gen .

Klagegründe und wesentliche Argumente :

1 . Verkennung des Begriffs „Vereinbarung" im Sinne
des Artikels 85 Absatz 1

Die am 19 . und 20 . Mai 1983 zwischen den französi­
schen Kreditinstituten und der Eurocheque-Versamm­
lung getroffene Helsinki-Vereinbarung über die An­
nahme von auf ausländische Kreditinstitute gezogenen
Eurocheques durch den Handel in Frankreich sei ein Be­
schluß einer Unternehmensvereinigung und nicht eine
Vereinbarung zwischen allen Banken und anderen Kre­
ditinstituten , die an dem Eurocheque-System teilnähmen .

2 . Unrichtige Definition des fraglichen Marktes, Ver­
kennung des Wortlauts der in Rede stehenden Ver­
einbarung und unrichtige Würdigung des Kontexts
der Vereinbarung

Die Beurteilung der Helsinki-Vereinbarung im Hinblick
auf Artikel 85 Absatz 1 EWG-Vertrag beruhe auf einer
unrichtigen Definition des fraglichen Marktes , einer
Verkennung des Wortlauts der Helsinki-Vereinbarung
und einer unrichtigen Würdigung des französischen
Kontexts , in den sich die Helsinki-Vereinbarung einfüge .

(') ABl . Nr . 127 vom 20 . 8 . 1963 , S 2268 /63 .
O ABl . Nr . 13 vom 21 . 2 . 1962 , S. 204/62 .
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ternehmensvereinigung nur dann eine Geldbuße festset­
zen, wenn sie ihm/ihr die Beschwerdepunkte in der in
Absatz 1 vorgesehenen Form mitgeteilt habe . Artikel 2
Absatz 1 bestimme, daß die Kommission verpflichtet sei ,
jedem Unternehmen oder jeder Unternehmensvereini­
gung die in Betracht gezogenen Beschwerdepunkte mit­
zuteilen . Die Kommission habe es jedoch unterlassen ,
der Klägerin die zusätzliche Mitteilung der Beschwerde­
punkte vom 19 . Juni 1991 zu übersenden . Dadurch habe
sie die in Artikel 2 Absatz 3 der Verordnung Nr. 99 ent­
haltenen Vorschriften nicht eingehalten .

7 . Verletzung des Artikels 15 Absatz 2 Buchstabe a) der
Verordnung Nr. 17 des Rates (J )

Nach Artikel 15 Absatz 2 Buchstabe a) der Verordnung
Nr. 17 könne die Kommission gegen Unternehmen und
Unternehmensvereinigungen Geldbußen festsetzen , wenn
sie gegen Artikel 85 Absatz 1 oder Artikel 86 des Vertra­
ges verstießen . In Artikel 1 der Entscheidung stelle die
Kommission das Vorliegen einer gegen Artikel 85 Absatz
1 verstoßenden Vereinbarung zwischen Parteien fest, un­
ter denen sich weder die Klägerin noch das Groupement
befänden . In Artikel 3 der Entscheidung setze die Kom­
mission gegen die Klägerin und gegen das Groupement
wegen der in Artikel 1 genannten Zuwiderhandlung eine
Geldbuße fest . Somit werde gegen die Klägerin und das
Groupement eine Geldbuße wegen einer Zuwiderhand­
lung festgesetzt, an der sie nach dem Wortlaut des Arti­
kels 1 der Entscheidung nicht teilgenommen hätten . Des­
halb verletze die Entscheidung Artikel 1 5 Absatz 2 Buch­
stabe a) der Verordnung Nr. 17 .

8 . Mangelnde Rechtfertigung der Festsetzung einer
Geldbuße

Die angebliche Zuwiderhandlung habe nicht den schwer­
wiegenden Charakter, den die Kommission ihm beimesse
und mit dem sie die Festsetzung einer Geldbuße recht­
fertige . Mangels dieses schwerwiegenden Charakters sei
die Festsetzung einer Geldbuße somit nicht gerechtfer­
tigt .

9 . Übertriebene Höhe der Geldbuße

Sollte das Gericht gleichwohl zu der Auffassung kom­
men, daß die Festsetzung einer Geldbuße gegen die Klä­
gerin entgegen deren Vorbringen gerechtfertigt gewesen
sei , so müsse der Betrag der Geldbuße jedenfalls wesent­
lich herabgesetzt werden .

3 . Auf Artikel 85 Absatz 3 EWG-Vertrag gestützter
Nichtigkeitsgrund : Unrichtige Würdigung des Sach­
verhalts und Verkennung des Begriffes „betreffende
Waren"

Die Ablehnung der Freistellung der Helsinki-Vereinba­
rung nach Artikel 85 Absatz 3 beruhe auf verschiedenen
unrichtigen Würdigungen des Sachverhalts . Außerdem
verkenne die Kommission bei der Prüfung, ob die Par­
teien die Möglichkeit hätten , für einen wesentlichen Teil
der betreffenden Waren den Wettbewerb auszuschalten ,
den Begriff „betreffende Waren".

4 . Nichtbeantwortung des Vorbringens der Klägerin im
Verwaltungsverfahren

Die Entscheidung enthalte keinerlei Antwort auf be­
stimmte stichhaltige Gründe und Argumente , die die
Klägerin in ihrem Erwiderungsschriftsatz vom 6 . No­
vember 1990 auf die Mitteilung der Beschwerdepunkte
zu den vier Voraussetzungen der Anwendung des Arti­
kels 85 Absatz 3 geltend gemacht habe. Die Begründung
der Entscheidung gebe der Klägerin somit nicht die not­
wendigen Informationen, die es ihr ermöglichen würden,
zu prüfen, ob die Entscheidung fehlerhaft sei , so daß sie
ihre Rechtsmäßigkeit bestreiten könne .

5 . Die Begründung der angefochtenen Entscheidung
stütze ihren verfügenden Teil nicht, da zwischen bei­
den ein Widerspruch bestehe

Es bestehe ein Widerspruch zwischen Randziffer 45 der
Begründung der Entscheidung, wo die Kommission die
Helsinki-Vereinbarung als Vereinbarung im Sinne des
Artikels 85 Absatz 1 bezeichne , an der bis zu ihrer Auf­
hebung im Mai 1991 auf der einen Seite das Groupement
und auf der anderen Seite Eurocheque International SC
beteiligt gewesen seien , und Artikel 1 des verfügenden
Teils der Entscheidung, wo die Kommission entschieden
habe , daß die auf der Eurocheque-Vereinbarung vom
19 . und 20 . Mai 1983 in Helsinki zwischen den französi­
schen Kreditinstituten und der Eurocheque-Versamm­
lung getroffene und vom 1 . Dezember 1983 bis 27 . Mai
1991 gültige Vereinbarung über die Annahme von auf
ausländische Kreditinstitute gezogenen Eurocheques
durch Händler in Frankreich gegen Artikel 85 Absatz 1
EWG-Vertrag verstoßen habe . Aufgrund dieses Wider­
spruchs stütze die Begründung der Entscheidung ihren
verfügenden Teil nicht .

6 . Verletzung des Artikels 2 Absätze 1 und 3 der Ver­
ordnung Nr 99 der Kommission (')

Nach Artikel 2 Absatz 3 der Verordnung Nr. 99 könne
die Kommission gegen ein Unternehmen oder eine Un­

(') ABl . Nr . 127 vom 20 . 8 . 1963 , S. 2268 /63 . O ABl . Nr . 13 vom 21 . 2 . 1962 , S. 204/62 .
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III

(Bekanntmachungen)

KOMMISSION

EUROPÄISCHE WIRTSCHAFTLICHE INTERESSENVEREINIGUNG

Bekanntmachung, veröffentlicht gemäß der Verordnung ( EWG) Nr. 2137/85 des Rates vom
25 . Juli 1985 (') — Gründung

(92/C 160/ 16)

1 . Name der Vereinigung: Rail Manche Finance EEIG

2 . Tag der Eintragung der Vereinigung: 1 . 4 . 1992

3 . Ort der Eintragung der EWIV: Cardiff

Mitgliedstaat : IJK

Ort : UK-Cardiff CF4 3UZ

4 . Nummer der Eintragung: GE 31

5 . Bekanntmachung(en) :

Vollständiger Titel des Mitteilungsblatts : „The London
Gazette"

Name und Anschrift des Herausgebers : HMSO Publica­
tions Centre, UK-London SW8 5DR

Tag der Veröffentlichung : 10 . 6 . 1992

1 . Name der Vereinigung: European Lawyers Network
(EEIG)

2 . Tag der Eintragung der Vereinigung: 29 . 5 . 1992

3 . Ort der Eintragung der EWTV: Cardiff

Mitgliedstaat : UK
Ort : UK-Cardiff CF4 3UZ

4 . Nummer der Eintragung: GE 32

5 . Bekanntmachung(en) :

Vollständiger Titel des Mitteilungsblatts : „The London
Gazette"

Name und Anschrift des Herausgebers : HMSO Publica­
tions Centre , UK-London SW8 5DR

Tag der Veröffentlichung : 10 . 6 . 1992

1 . Name der Vereinigung: European Lawyers Network
( No 2 ) (EEIG)

4 . Nummer der Eintragung: GE 33

5 . Bekanntmachung(en) :

Vollständiger Titel des Mitteilungsblatts : „The London
Gazette"

Name und Anschrift des Herausgebers : HMSO Publica­
tions Centre, UK-London SW8 5DR

Tag der Veröffentlichung : 10 . 6 . 1992

2 . Tag der Eintragung der Vereimgung: 29. 5 . 1992

3 . Ort der Eintragung der EWTV: Cardiff
Mitgliedstaat : UK
Ort : UK-Cardiff CF4 3UZ

(') ABl . Nr. L 199 vom 31 . 7 . 1985 , S. 1 .
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Diese Vorlage enthält :

— mehr als 32 000 chemische Bezeichnungen ( international an­
erkannte übliche Bezeichnungen , systematische Bezeichnun­
gen und Synonyme).

Diese Sammlung bietet die Möglichkeit :

— für chemische Erzeugnisse sofort die im Zolltarif der Europäi­
schen Gemeinschaften entsprechenden Tarifnummern oder
Tarifstellen zu finden , wobei von einer Warenbezeichnung ,
einer CAS-Nr . ( Chemical Abstracts Service Registry Number)
oder einer CUS-Nr. ( Customs Union and Statistics ) ausge­
gangen werden kann .

— Die Nomenklatur des Zolltarifs beruht auf der Nomenklatur
des „Harmonisierten Systems zur Bezeichnung und Kodifizie­
rung von Waren", die weltweit Verwendung findet .
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